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A. Bekanntmachungen des Landkreises Aurich 

 

 
Feststellung des Ergebnisses der standortbezogenen Vorprüfung gemäß § 5 Abs. 2 des  

Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG); 
Antragstellerin: Anne Schöningh, 26736 Krummhörn 

 
Frau Anne Schöningh, Leeshauser Straße 14, 26736 Krummhörn hat die immissionsschutzrechtliche 
Genehmigung für die Änderung einer Anlage zum Halten und zur Aufzucht von Mastschweinen und 
Ferkeln in der Gemarkung Hamswehrum, Flur 2, Flurstücke 29/5 und 30/2 beantragt. Bisher betrieblich 
getrennte Anlagen werden nunmehr als Gesamtbetrieb geführt. Gegenstand des Vorhabens sind die 
nachfolgend aufgeführten Änderungen. Durch die geplanten Änderungen reduziert sich die Tierzahl 
auf 1.698 Mastschweine und 900 Ferkel. 
 
 Nutzungsänderung/Änderung der Aufstallung in den vorhandenen Tierställen 
 Nutzungsänderung einer Gerätehalle zum Ferkelaufzuchtstall 
 Anbau eines Schweinemaststalles 
 Anbau einer Geräte- und Maschinenhalle 
 Standortverschiebung und geänderte Bauausführung des Vorraumes am Schweinemaststall 
 Neubau eines Güllehochbehälters mit Abdeckung sowie eines Befüll- und Entnahmeplatzes 
 Anlegen einer befestigten Fläche 
 Erneuerung der Ventilatoren der Abluftkamine der Stallgebäude 
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Für das Vorhaben war gemäß § 9 Abs. 4 i.V.m. § 7 Abs. 2 und Ziffer 7.7.3 der Anlage 1 des UVPG die 
Durchführung einer standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls erforderlich. 
 
Gemäß den in Anlage 3 Nr. 2.3 des UVPG aufgeführten Schutzkriterien liegen besondere örtliche 
Gegebenheiten vor. Der Standort des Vorhabens befindet sich nicht in einem Schutzgebiet. Östlich in 
einer Entfernung von rd. 70 m und nördlich in einer Entfernung von rd. 235 m grenzen das EU-
Vogelschutzgebiet DE 2508-401 und Landschaftsschutzgebiet „Ostfriesische Seemarschen – 
Krummhörn“ an das Vorhaben an. In westlicher Richtung schließt jenseits der Deichlinie in einer 
Entfernung von rd. 150 m das FFH-Gebiet 2306-301, das EU-Vogelschutzgebiet DE 2210-401 und der 
„Nationalpark Niedersächsisches Wattenmeer und angrenzendes Küstenmeer“ an. Damit befinden 
sich im Umkreis des Vorhabens Natura 2000-Gebiete gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 8 des 
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG), ein Nationalpark gemäß § 24 BNatSchG, 
Landschaftsschutzgebiete gemäß § 26 BNatSchG und gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 
BNatSchG. Zudem besteht rd. 40 m nördlich des Vorhabens ein Baudenkmal, das gemäß § 4 Abs. 1 S. 
1 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes in das Verzeichnis der Kulturdenkmale 
aufgenommen wurde.  
 
Die Prüfung hat aus folgenden Gründen ergeben, dass das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen haben kann, die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele der 
vorgenannten Gebiete betreffen und nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu 
berücksichtigen wären. 
 
Der geplante Güllehochbehälter wird mit einer festen Abdeckung (Foliendach) ausgeführt, die zu einer 
Minderung der Emissionen um 90% führt. Aufgrund der Verringerung der Tierzahl ergibt sich durch das 
Vorhaben insgesamt eine Verringerung der Belastungen durch Ammoniak, Stickstoffdeposition, Staub, 
Bioaerosole und Geruch. Gutachterlich wurde nachgewiesen, dass es zu keinen unzulässigen 
Immissionen diesbezüglich und auch zu keinen unzulässigen Schallimmissionen kommt. 
 
Der Standort des Vorhabens befindet sich im Außenbereich. Es kommt zu einer Versiegelung von 
1.405 m² durch die Hofstelle vorgeprägter Flächen und zur ortsnahen Umlagerung von Böden mit 
geringer Bedeutung. Der Eingriff wird durch eine Sukzessionsfläche in gleicher Flächengröße 
ausgeglichen.  
 
Der Neubau des Güllehochbehälters und die Anbauten sind auf dem bestehenden Hofgelände 
außerhalb von Landschaftsschutzgebieten geplant. Im Bereich des Güllehochbehälters erfolgt eine 
Eingrünung durch Neuanpflanzung eines dreireihigen Gehölzstreifens. Das Landschaftsbild wird nicht 
erheblich nachteilig beeinträchtigt. 
 
Die Umgebung des benachbarten Baudenkmals ist ebenfalls bereits durch die bestehende Hofstelle 
vorgeprägt. Das Vorhaben wird durch vorhandene Gebäude abgeschirmt, so dass auch diesbezüglich 
keine erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen festzustellen sind. 
 
Da das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umwelteinwirkungen haben kann, die die besondere 
Empfindlichkeit oder die Schutzziele der Schutzgebiete betreffen, wurde festgestellt, dass keine Pflicht 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
 
Die Feststellung des Ergebnisses wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG bekannt gemacht. Diese 
Feststellung ist gemäß §  5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 
 
Aurich, den 21.05.2021 
 
Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 
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B. Bekanntmachungen der Gemeinden 

 

 
Haushaltssatzung der Gemeinde Großheide für das Haushaltsjahr 2021 

 
Aufgrund § 112 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz hat der Rat der Gemeinde Großheide 
in der Sitzung am 25.02.2021 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 beschlossen: 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird wie folgt festgesetzt: 
 

 Ergebnishaushalt  
 ordentliche Erträge 13.115.200,00 € 
 ordentliche Aufwendungen 13.216.800,00 € 
 außerordentliche Erträge 750.000,00 € 
 außerordentliche Aufwendungen 0,00 € 
   
   
 Finanzhaushalt  
 Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 12.315.500,00 € 
 Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 12.048.800,00 € 
 Einzahlungen für Investitionstätigkeit 538.700,00 € 
 Auszahlungen für Investitionstätigkeit 5.225.400,00 € 
 Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 4.686.700,00 € 
 Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 281.000,00 € 
   
 nachrichtlich: Gesamtbetrag  
 - der Einzahlungen im Finanzhaushalt 17.540.900,00 € 
 - der Auszahlungen im Finanzhaushalt 17.555.200,00 € 

 
§ 2 

 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 4.686.700 € festgesetzt. 

 
§ 3 

 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht festgesetzt. 

 
§ 4 

 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2021 zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 2.000.000 € festgesetzt. 
 

§ 5 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2021 wie folgt 
festgesetzt: 
 
 



- 408 - 

1. Grundsteuer 
a)    für die Land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  550 v.H. 
       (Grundsteuer A)      ( Vorjahr 550 v.H.) 
b)    für die Grundstücke  450 v.H. 
       (Grundsteuer B)      ( Vorjahr 450 v.H.) 

2. Gewerbesteuer 380 v.H. 
 

§ 6 
 

Die Wertgrenze nach § 12 KomHKVO für Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung wird 
gem. Beschluss der HVB-Konferenz vom 17.01.2018 bis auf Weiteres auf 10% der geplanten Erträge im 
ordentlichen Ergebnishaushalt festgesetzt. 
 
Die Wertgrenze für die Darstellung von Investitionen in den drei Teilhaushalten der Fachbereiche wird 
auf 10.000 € festgesetzt. 
 

§ 7 
 
Für die Befugnis des Bürgermeisters, über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen 
nach § 117 Abs. 1 NKomVG zuzustimmen, gelten Aufwendungen und Auszahlungen bis zu 5.000,00 € 
im Einzelfall als unerheblich. 
 
Großheide, den 25.02.2021 
  
Gemeinde Großheide 
 
Fischer 
Bürgermeister 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Die nach § 120 Abs. 2 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) erforderliche 
Genehmigung ist durch den Landkreis Aurich am 19. Mai 2021, Az. I/10-150 20 1, erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 25. Mai 2021 bis zum 2. Juni 2021 zur 
Einsichtnahme im Rathaus der Gemeinde Großheide, Nebeneingang Schloßstraße, öffentlich aus. 
Aufgrund der aktuellen Corona-Pandemie wird um vorherige Terminabsprache bei Herrn Meints unter 
der Telefonnummer 04936 3179-310 oder E-Mail-Adresse meins@grossheide.de gebeten. 
 
Großheide, 19. Mai 2021 
 
Gemeinde Großheide 
 
Fischer  
Bürgermeister 
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Haushaltssatzung der Gemeinde Hinte für das Haushaltsjahr 2021 
 
Aufgrund des § 112 I des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der 
Gemeinde Hinte in der Sitzung am 26.03.2021 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
1.1  der ordentlichen Erträge auf  12.721.901 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 13.649.912 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge  70.000 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf  0 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt  
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit                   11.990.501 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit    12.405.544 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 2.619.800 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 6.617.900 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 3.998.100 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 735.000 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 18.608.401 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 19.758.444 Euro 
 

§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 3.998.100 Euro festgesetzt. 
 

§ 3 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 3.780.00 € festgesetzt.  
 

§ 4 
 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 6.000.000 Euro festgesetzt. 
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§ 5 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2021 wie folgt 
festgesetzt : 
 
1. Grundsteuer 
 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 460 v. H. 

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 480 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer 420 v. H. 
 

§ 6 
 

Die Wertgrenze für Investitionen gem. § 12 Abs. 1 Satz 1 KomHKVO wird auf grundsätzlich 10 % der 
geplanten Erträge im Ergebnishaushalt festgesetzt. 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen bzw. Auszahlungen sind als unerheblichen im Sinne von § 
117 Abs. 1 NKomVG anzusehen, wenn sie im Haushaltsjahr 20.000 € je Produktkonto nicht 
überschreiten. 
 
Als erheblich im Sinne § 115 Abs.2 Nr. 1 NKomVG gilt ein Fehlbetrag des Ergebnishaushalts, der drei 
Prozent des Gesamthaushaltsvolumens des Ergebnishaushalts im laufenden Haushaltsjahr übersteigt. 
 
Als erheblich sind Mehraufwendungen bzw. Mehreinzahlungen im Sinne des § 115 Abs. 2 Nr. 2 
NKomVG anzusehen, wenn sie im Einzelfall drei Prozent des Volumens der Gesamtaufwendungen bzw. 
der Gesamtauszahlungen übersteigen. 
 
Hinte, 26.03.2021 
 
Gemeinde Hinte 
 
Der Bürgermeister 
Redenius 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Die nach §§ 119 Abs. 4, 120 Abs. 2 und 122 Abs. 2 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG) erforderlichen Genehmigungen sind durch den Landkreis Aurich am 19.05.2021, Az. I/10-
150 20 1, erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 25.05.2021 bis zum 02.06.2021 zur 
Einsichtnahme im Rathaus der Gemeinde Hinte, Zimmer 6, öffentlich aus. Aufgrund der aktuellen 
Corona-Pandemie wird um vorherige Terminabsprache unter der Telefonnummer 04925/921120 
gebeten. 
 
Hinte, 19.05.2021 
 
Gemeinde Hinte 
 
Bürgermeister 
Redenius  



- 411 - 

 
C. Bekanntmachungen sonstiger öffentlicher Körperschaften 

 

 
Öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Aurich und der Stadt Emden nach § 10 
Durchführungsgebestimmungen Friedhof (DB Friedhof) i. V. m. § 14 Abs. 1 Hauptsatzung der Stadt 

Emden (Ortsrecht) 
 

Folgende Änderungen der Friedhofsordnung (FO) und Friedhofsgebührenordnung (FGO) sind vom 
Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemeinde Woquard am 04.05.2021 beschlossen und vom 
genehmigungsbefugten Kirchenamtsleiter am 12.05.2021 kirchenaufsichtlich genehmigt worden. 

 
Friedhofsordnung (FO) 

I. Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Geltungsbereich und Friedhofszweck 

(1) Diese Friedhofsordnung gilt für den Friedhof der Ev.-luth. Marien-Kirchengemeinde Woquard in 
seiner jeweiligen Größe. Der Friedhof umfasst zurzeit das Flurstück 25 Flur 2 Gemarkung Woquard in 
Größe von insgesamt 0.16.50 ha. Eigentümer des Flurstückes ist die Ev.-luth. Marien-Kirchengemeinde 
in Woquard. 

(2) Der Friedhof dient der Bestattung der Personen, die bei ihrem Ableben Mitglied der Ev.-luth. 
Kirchengemeinde Woquard waren. Das gilt auch für diejenigen Gemeindemitglieder, die ihren 
Wohnsitz in einer anderen Gemeinde hatten oder ein Recht auf Bestattung in einer bestimmten 
Grabstätte besaßen – unabhängig von ihrer Kirchen- oder Gemeindezugehörigkeit. Der Friedhof dient 
auch der Bestattung von Fehlgeborenen und Ungeborenen i. S. d. Niedersächsischen 
Bestattungsgesetzes. 

(3) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Genehmigung des Kirchenvorstandes. 

§ 2 
Friedhofsverwaltung 

(1) Der Friedhof ist eine unselbständige Anstalt des öffentlichen Rechts. Er wird vom Kirchenvorstand 
verwaltet (Friedhofsverwaltung). 

(2) Die Verwaltung des Friedhofes richtet sich nach dieser Friedhofsordnung sowie den sonstigen 
kirchlichen und stattlichen Vorschriften.  

(3) Mit der Wahrnehmung der Friedhofsverwaltung kann der Kirchenvorstand einzelne Personen, 
einen Ausschuss oder eine kirchliche Verwaltungsstelle beauftragten. 

(4) Erforderliche personenbezogene Daten im Zusammenhang mit einer Bestattung, Verleihung, 
Verlängerung oder Übertragung des Nutzungsrechts an einer Grabstätte, einer Anzeige zur Errichtung 
eines Grabmals oder anderer Anlagen, dem Tätigwerden von Dienstleistungserbringern sowie mit der 
Erhebung von Gebühren und Entgelten dürfen für den jeweiligen Zweck erhoben, verarbeitet und 
genutzt werden. 

(5) Bestattungen sind rechtzeitig vorher bei dem Pfarramt des Friedhofsträgers anzumelden. Dabei ist 
mitzuteilen, wer die Bestattung leitet und wer sonst bei der Bestattung (einschließlich Trauerfeier) 
gestaltend mitwirken wird. 

(6) Das Pfarramt des Friedhofsträgers kann nach Anhörung des Kirchenvorstandes denjenigen, der die 
Bestattung leitet oder bei der Bestattung gestaltend mitwirken soll, ausschließen, wenn er verletzende 
Äußerungen gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche getan hat und eine 
Wiederholung zu erwarten ist. 
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(7) Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof bedürfen der Genehmigung der 
Friedhofsverwaltung. 

§ 3 
Schließung und Entwidmung 

(1) Der Friedhof, einzelne Friedhofsteile oder einzelne Grabstätten können aus einem wichtigen Grund 
beschränkt geschlossen, geschlossen und entwidmet werden. 

(2) Nach der beschränkten Schließung dürfen keine neuen Nutzungsrechte mehr verliehen werden. 
Eine Verlängerung von bestehenden Nutzungsrechten darf lediglich zur Anpassung an die Ruhezeit 
erfolgen. Bestattungen dürfen nur noch in Grabstellen stattfinden, an denen im Zeitpunkt der 
beschränkten Schließung noch Nutzungsrechte bestehen, sofern die Grabstellen noch nicht belegt sind 
oder sofern zu dem genannten Zeitpunkt die Ruhezeiten abgelaufen waren. Grabstellen, an denen die 
Ruhezeit nach dem Zeitpunkt der beschränkten Schließung abläuft, dürfen nicht neu belegt werden. 
Eingeschränkt werden kann auch der Kreis der Bestattungsberechtigten. Nachträgliche Ausnahmen 
von dieser Einschränkung kann die Friedhofsverwaltung im Einzelfall zur Vermeidung unbilliger Härten 
bei bestehenden Nutzungsrechten genehmigen. 

(3) Nach der Schließung dürfen Bestattungen und Beisetzungen nicht mehr vorgenommen werden.  

(4) Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft als Ruhstätte der Verstorbenen aufgehoben. Die 
Entwidmung wird erst ausgesprochen, wenn keine Nutzungsrechte mehr bestehen, sämtliche 
Ruhezeiten abgelaufen sind und eine angemessene Pietätsfrist vergangen ist. 

II. Ordnungsvorschriften 

§ 4 
Öffnungszeiten 

(1) Der Friedhof ist tagsüber bzw. während der an den Eingängen bekannt gegebenen Zeiten für den 
Besuch geöffnet. 

(2) Aus besonderem Anlass kann der Friedhof ganz oder teilweise für den Besuch vorübergehend 
geschlossen werden. 

§ 5  
Verhalten auf dem Friedhof 

(1) Jede Person hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten und 
Äußerungen, die sich in verletzender Weise gegen den christlichen Glauben oder die evangelische 
Kirche richten, zu unterlassen. Die Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. Die 
Friedhofsverwaltung kann Personen, die der Friedhofsordnung zuwiderhandeln, das Betreten des 
Friedhofs untersagen. 

(2) Auf dem Friedhof ist nicht gestattet: 
a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art, ausgenommen Kinderwagen, Rollstühle, Handwagen sowie 
Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der für den Friedhof zugelassenen Dienstleistungserbringer – 
zu befahren, 
b) Waren aller Art zu verkaufen sowie Dienstleistungen anzubieten, 
c) Druckschriften und andere Medien (z. B. CD, DVD) zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die im     
    Rahmen der Bestattungsfeier notwendig und üblich sind, 
d) Tiere, mit Ausnahme von angeleinten Hunden, mitzubringen, 
e) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür vorgesehenen Plätze abzulegen, 
f) Einrichtungen und Anlagen einschließlich der Grabstätten zu verunreinigen oder zu beschädigen, 
g) zu lärmen und zu spielen, 
h) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe von Bestattungsfeiern Arbeiten auszuführen, 

(4) Der Kirchenvorstand kann Ausnahmen zulassen, soweit die Interessen anderer nicht beeinträchtigt 
werden. 

(5) Der Kirchenvorstand kann für die Ordnung auf dem Friedhof weitere Bestimmungen erlassen. 
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§ 6 
Dienstleistungen 

(1) Dienstleistungserbringer (Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Bestatter usw.) haben die für den 
Friedhof geltenden Bestimmungen zu beachten. 

(2) Tätig werden dürfen nur solche Dienstleistungserbringer, die fachlich geeignet und in betrieblicher 
und personeller Hinsicht zuverlässig sind. 

(3) Dienstleistungserbringern kann die Ausübung ihrer Tätigkeit von der Friedhofsverwaltung auf Zeit 
oder auf Dauer untersagt werden, wenn der Dienstleistungserbringer nach vorheriger Mahnung gegen 
für den Friedhof geltende Bestimmungen verstoßen hat. Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist eine 
Mahnung entbehrlich. 

(4) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf dem Friedhof nur 
vorübergehend und nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht hindern. Die Arbeits- und 
Lagerplätze sind nach Beendigung der Tagesarbeit zu säubern und in einem ordnungsgemäßen 
Zustand zu verlassen und bei Unterbrechung der Tagesarbeit so herzurichten, dass eine Behinderung 
Anderer ausgeschlossen ist. Die Gewerbetreibenden dürfen auf dem Friedhof keinen Abraum lagern. 
Geräte von Dienstleistungserbringern dürfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen des 
Friedhofs gereinigt werden. 

(5) Dienstleistungserbringer haften gegenüber dem Friedhofsträger für alle Schäden, die sie im 
Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen. 

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften 

§ 7 
Anmeldung einer Bestattung 

(1) Bestattungen sind unter Vorlage der gesetzlich vorgeschriebenen Unterlagen rechtzeitig bei der 
Friedhofsverwaltung anzumelden. 

(2) Vor einer Bestattung in einer Grabstätte, an der ein Nutzungsrecht verliehen ist, ist das 
Nutzungsrecht nachzuweisen. 

(3) Die Friedhofsverwaltung setzt im Benehmen mit der antragstellenden Person Ort und Zeit der 
Bestattung fest. Die Wünsche der Angehörigen sollen dabei nach Möglichkeit berücksichtigt werden. 

§ 8 
Beschaffenheit von Särgen und Urnen 

(1) Erdbestattungen sind nur in geschlossenen, feuchtigkeitshemmenden Särgen zulässig. Von der 
Sargpflicht nach Satz 1 kann die untere Gesundheitsbehörde Ausnahmen zulassen, wenn in der zu 
bestattenden Person ein wichtiger Grund vorliegt und ein öffentlicher Belang nicht entgegensteht.  

(2) Für Erdbestattungen darf kein Sarg verwendet werden, der geeignet ist, nachhaltig die 
physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu 
verändern oder der die Verwesung der Leiche nicht innerhalb der festgesetzten Ruhefrist ermöglicht.  

(3) Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit sein. Für größere 
Särge ist die Zustimmung der Friedhofsverwaltung bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen. 

(4) Für Sargauskleidungen, Leichenhüllen und Leichenbekleidungen gelten die Anforderung des 
Absatzes 2 entsprechend. 

(5) Für die Bestattung in zugänglichen, ausgemauerten Grüften sind nur Metallsäge oder Holzsärge mit 
Metalleinsatz zugelassen, die luftdicht verschlossen sind. 

(6) Er dürfen keine Urnen, Überurnen oder Schmuckurnen verwendet werden, die aus Kunststoffen 
oder sonstigen nicht verrottbaren Werkstoffen hergestellt oder die geeignet sind, nachhaltig die 
physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu 
verändern. 
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§ 9 
Ruhezeiten 

(1) Die Ruhezeit für Leichen beträgt 30 Jahre. 

(2) Die Ruhezeit für Aschen beträgt 30 Jahre. 

 

§ 10  
Umbettungen und Ausgrabungen 

(1) Umbettungen dürfen zur Wahrung der Totenruhe grundsätzlich nicht vorgenommen werden. 

(2) Leichen und Aschenreste in Urnen dürfen vor Ablauf der Ruhezeit nur mit Genehmigung der 
unteren Gesundheitsbehörde ausgegraben oder umgebettet werden. 

(3) Ausnahmsweise kann auch den Angehörigen bei besonderen gewichtigen Gründen ein Recht auf 
Umbettung zustehen. Antragsberechtig ist der jeweilige Nutzungsberechtigte. Der Antragssteller hat 
sich schriftlich zu verpflichten, alle Kosten zu übernehmen, die bei der Umbettung durch Beschädigung 
und Wiederinstandsetzung gärtnerischer oder baulicher Anlagen an Nachbargrabstätten oder 
Friedhofsanlagen entstehen. 

(4) Eine Umbettung von Leichen, deren Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, kann erst erfolgen, wenn 
eine schriftliche Genehmigung der Ordnungsbehörde und eine Bescheinigung des Gesundheitsamtes 
vorliegen. Umbettung von Leichen oder Aschen aus einer Grabstätte in eine andere Grabstätte des 
gleichen Friedhofes sind mit Ausnahme der Fälle des Absatzes 2 nicht zulässig. 

(5) Die Grabmale und ihr Zubehör können umgesetzt werden, wenn Gestaltungsbestimmungen der 
neuen Grababteilung nichts entgegenstehen. 

(6) Werden Leichen oder Aschen zu anderen als Umbettungszwecken wieder ausgegraben, bedarf dies 
einer behördlichen oder rechtlichen Anordnung. 

IV. Grabstätten 

§ 11  
Arten und Größen 

(1) Folgende Arten von Gräber stehen zur Verfügung: 

a) Wahlgrabstätten (§ 12) 
b) Urnenwahlgrabstätten (§ 13) 
c) Wahlgrabstätte im Gemeinschaftsgrabfeld (§ 15) 
d) Urnenwahlgrabstätte im Gemeinschaftsgrabfeld (§ 16) 

(2) Die Grabstätten bleiben im Eigentum des Friedhofsträgers. An den Grabstätten werden nur 
öffentlich-rechtliche Nutzungsrechte nach dieser Friedhofsordnung verliehen. Ein Nutzungsrecht kann 
jeweils nur einer einzelnen Person, nicht mehreren Personen zugleich zustehen. Nutzungsberechtigte 
Personen haben jede Änderung ihrer Anschrift der Friedhofsverwaltung mitzuteilen. 

(3) Bei neu anzulegenden Grabstätten sollten die Grabstellen etwa folgende Größe haben:     

für Särge:  

Länge: 2,20 m          Breite: 0,80 m 

für Urnen: 

Länge: 1,00 m          Breite: 1,00 m 

Im Einzelnen ist der Gestaltungsplan für den Friedhof maßgebend. 

(4) Die Mindesttiefe des Grabes beträgt von der Oberkante Sarg bis Erdoberfläche (ohne Grabhügel) 
0,90 m, von der Oberkante Urne bis Erdoberfläche 0,50 m. Die Gräber für Erdbeisetzungen müssen 
voneinander durch mindestens 0,30 m starke Erdwände getrennt sein. 

(5) Gräber dürfen nur von denjenigen ausgehoben und zugefüllt werden, die dafür vom 
Kirchenvorstand bestimmt oder zugelassen sind. 
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(6) Die nutzungsberechtigte Person muss Grabzubehör (Grabmal, Einfassung, Lampen, Vasen, 
Großgehölze usw.) soweit erforderlich, vor der Bestattung auf ihre Kosten entfernen. Über das 
Erfordernis entscheidet die Friedhofsverwaltung. 

(7) Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Verpflichtung aus Absatz 6 nicht nach und muss beim 
Ausheben des Grabe das Grabzubehör von dem Friedhofsträger entfernt werden, sind die dadurch 
entstandenen Kosten von der nutzungsberechtigten Person dem Friedhofsträger zu erstatten. Ein 
Anspruch auf Wiederverwendung herausgenommener Pflanzen besteht nicht. 

§ 12 
Wahlgrabstätten 

(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, die mit einer oder mehreren Grabstellen 
vergeben werden. Die Dauer des Nutzungsrechtes beträgt 30 Jahre, vom Tage der Verleihung 
angerechnet. Die Pflege der Grabstätten ist durch die Nutzungsberechtigten zu regeln. 

(2) Das Nutzungsrecht kann mit Ausnahme der Fälle nach § 3 Abs. 2 auf Antrag für die gesamte 
Wahlgrabstätte wahlweise um 5 oder 10 Jahre verlängert werden. Die Friedhofsverwaltung ist nicht 
verpflichtet, zur rechtzeitigen Stellung eines Verlängerungsantrages aufzufordern. Bei einer 
Bestattung verlängert sich das Nutzungsrecht für die gesamte Wahlgrabstätte bis zum Ablauf der 
Ruhezeit. Die Gebühren für die Verlängerung richten sich nach der jeweiligen Gebührenordnung. 

(3) In einer Wahlgrabstätte dürfen der Nutzungsberechtigte und folgende Angehörige des 
Nutzungsberechtigten beigesetzt werden: 

a) Ehegatte 
b) Lebenspartner oder Lebenspartnerin nach dem Gesetz über eingetragene Lebenspartnerschaft, 
c) Kinder, Stiefkinder sowie deren Ehegatten, 
d) Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter, 
e) Eltern, 
f) Geschwister (auch Halbgeschwister), 
g) Stiefgeschwister,  
h) die nicht unter Buchstabe a) bis g) fallenden Erben.  

Grundsätzlich entscheidet der Nutzungsberechtigte, wer von den bestattungsberechtigten Personen 
bestattet wird. Kann nach dem Tode eines Bestattungsberechtigten die Entscheidung des 
Nutzungsberechtigten der Friedhofsverwaltung nicht rechtzeitig vor der Bestattung mitgeteilt werden, 
so ist die Friedhofsverwaltung nach pflichtgemäßer Prüfung berechtigt, die Bestattung zuzulassen. Die 
Bestattung anderer Personen, auch nichtverwandter Personen (z.B. Angehörige des Ehegatten, 
Stiefkinder des Nutzungsberechtigten oder eines Ehegatten, Stiefgeschwister, Verlobte) bedarf eines 
Antrags der nutzungsberechtigten Person und der Genehmigung der Friedhofsverwaltung. 

(4) Der Nutzungsberechtige kann zu seinen Lebzeiten sein Nutzungsrecht auf eine der in Absatz 3 
Buchstaben a) bis h) genannten Personen übertragen; zur Rechtswirksamkeit der Übertragung sind 
schriftliche Erklärungen des bisherigen und des neuen Nutzungsberechtigten sowie die schriftliche 
Genehmigung der Friedhofsverwaltung erforderlich. 

(5) Der Nutzungsberechtigte soll der Friedhofsverwaltung schriftlich mitteilen, auf welchen seiner 
bestattungsberechtigten Angehörigen das Nutzungsrecht nach seinem Tode übergehen soll. Eine 
schriftliche Einverständniserklärung des Rechtsnachfolgers ist nach Möglichkeit beizubringen. 
Hat der Nutzungsberechtigte nicht bestimmt, auf wen das Nutzungsrecht nach seinem Tode 
übergehen soll, so geht das Nutzungsrecht an die nach Absatz 3 bestattungsberechtigten Angehörigen 
in der dort genannten Reihenfolge über. Dabei steht das Nutzungsrecht innerhalb der einzelnen 
Gruppen der jeweils ältesten Person zu. 
Der Rechtsnachfolger hat dem Kirchenvorstand auf dessen Verlangen nachzuweisen, dass er neuer 
Nutzungsberechtigter ist. Ist der Rechtsnachfolger nicht daran interessiert, das Nutzungsrecht zu 
behalten, so kann er das Nutzungsrecht auf eine andere der in Absatz 3 genannten Personen oder, 
wenn eine solche nicht vorhanden ist, auf eine Person übertragen, die auf Grund seines Nutzungs-
rechtes bestattungsberechtigt nach Absatz 3 geworden ist. Für die Übertragung gilt Absatz 4. 
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(6) In einer Wahlgrabstätte darf in jedem Grab zusätzlich eine Asche von Angehörigen des oder der 
Nutzungsberechtigten nach § 12 Abs. 3 bestattet werden. Die Ruhefristen werden gewahrt. Die 
Gebühren werden nach der gültigen Friedhofsgebührenordnung für Wahlgrabstätten berechnet. 

§ 13 
Urnenwahlgrabstätten 

(1) Urnenwahlgrabstätten werden mit einer oder mehreren Grabstellen für die Dauer von 30 Jahren 
vergeben. 

(2) In einer Urnenwahlgrabstelle darf zusätzlich eine Asche von Angehörigen des oder der 
Nutzungsberechtigten nach § 12 Abs. 3 in eine Grabstelle beigesetzt werden. Die Ruhezeit ist 
entsprechend zu verlängern. Die Gebühren werden nach den Gebühren für Urnenwahlgrabstätten der 
gültigen Friedhofsgebührenordnung berechnet. 

(3) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften für 
Wahlgrabstätten (§ 12) auch für Urnenwahlgrabstätten. 

§ 14 
Umwandlung Wahlgrabstätte (pflegefrei) 

(1) Bei bereits bestehenden Nutzungsrechten erhalten die Nutzungsberechtigten die Möglichkeit, auf 
Antrag vorhandene Wahlgrabstätten umzuwandeln.  

(2) Die Nutzungsberechtigten haben die Grabstellen auf eigene Kosten abzuräumen (Bewuchs, 
Umrandung, Sockel und Fundamentierungen). Der vorhandene Grabstein ist zu entfernen und zu 
entsorgen und durch eine Grabplatte zu ersetzen. Regelungen über die Größe und die Aufschrift der 
Grabplatte sind in § 15 Abs. 1 Satz 2 und 3 konkretisiert. Die Begrünung der Grabstellen erfolgt durch 
die Friedhofsverwaltung. 

(3) Der Friedhofsträger pflegt die Grabstellen und erhält von den Nutzungsberechtigten hierfür eine 
jährliche Pflegepauschale nach der geltenden Friedhofsgebührenordnung, die für die restliche 
Nutzungszeit im Voraus berechnet wird. Eine Rückgabe des Nutzungsrechts erfolgt dadurch nicht. Das 
Nutzungsrecht für alle Grabstellen der bisherigen Grabstätte bleibt als Einheit bestehen. Die bis zum 
Ablauf notwendige Friedhofsunterhaltungsgebühr wird weiterhin alle zwei Jahre gehoben. 

(4) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten für die umgewandelten 
Wahlgrabstätten auch die Vorschriften für Wahlgrabstätten (§ 12). 

§ 15 
Wahlgrabstätten im Gemeinschaftsgrabfeld 

(1) Von der Friedhofverwaltung ausgewählte Wahlgrabstätten im Gemeinschaftsgrabfeld werden im 
Todesfall für die Dauer der Ruhezeit für eine Erdbestattung der Reihe nach als Einzel- oder 
Doppelgrabstätte vergeben. Die Friedhofsverwaltung bringt innerhalb von sechs Monaten nach der 
Bestattung eine bodeneben liegende Grabplatte auf die Grabstätte an. Die Aufschrift der Grabplatte 
muss mindestens den Namen und die Lebensdaten des Verstorbenen beinhalten.  

(2) In der zweiten Grabstelle kann ein(e) Angehörige(r) oder Erbe gemäß der Regelung für 
Bestattungen in Wahlgrabstätten (§ 12 Abs. 3) bestattet werden. Die Ruhezeit der zuerst belegten 
Grabstelle wird an die Ruhezeit der zweiten Grabstelle angepasst. Das Nutzungsrecht kann über die 
Ruhezeit der zuletzt belegten Grabstelle verlängert werden. Die Gebühren werden nach der gültigen 
Friedhofsgebührenordnung für Wahlgrabstätten im Gemeinschaftsgrabfeld berechnet. 

(3) Die Pflege der Grabstätten obliegt allein dem Friedhofsträger. Blumen und Gestecke können nur 
auf den dafür vorgesehenen Flächen abgelegt werden. Die Entsorgung erfolgt in der Regel durch den 
Friedhofsträger nach angemessener Frist. 

§ 16 
Urnenwahlgrabstätten im Gemeinschaftsgrabfeld 

(1) In einer Urnenwahlgrabstätte im Gemeinschaftsgrabfeld darf in jedem Grab zusätzlich eine Asche 
von Angehörigen des oder der Nutzungsberechtigten nach § 12 Abs. 3 beigesetzt werden. Die 
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Gebühren werden nach der gültigen Friedhofsgebührenordnung für Urnenwahlgrabstätten im 
Gemeinschaftsgrabfeld. 

(2) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten für die 
Urnenwahlgrabstätten im Gemeinschaftsgrabfeld auch die Vorschriften für Wahlgrabstätten im 
Gemeinschaftsgrabfeld (§ 15). 

§ 17 
Rückgabe von Wahlgrabstätten 

(1) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an teilbelegten Grabstätten erst nach 
Ablauf der letzten Ruhezeit, zurückgegeben werden. Die Rückgabe ist nur für die gesamte Grabstätte 
zulässig. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 

(2) Bei der Rückgabe von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten besteht kein Anspruch auf 
Gebührenerstattung.  

(3) Die Friedhofsverwaltung kann mit den Nutzungsberechtigten übergroßer Wahlgrabstätten 
(Wahlgrabstätten mit mehr als 10 Grabstellen) besondere schriftliche Vereinbarungen über die 
künftige Nutzung abschließen. Ein Anspruch auf Abschluss von derartigen Vereinbarungen besteht 
nicht. 

§ 18 
Bestattungsverzeichnis 

Die Friedhofsverwaltung führt über die Bestattungen ein Verzeichnis, aus dem sich nachvollziehen 
lässt, wer an welcher Stelle bestattet ist und wann die Ruhezeit abläuft. 

V. Anlage und Pflege der Grabstätten 

§ 19 
Allgemeines 

(1) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass die Würde des 
Friedhofes in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt wird.  

(2) Jede Grabstätte muss innerhalb von sechs Monaten nach der Belegung oder dem Erwerb des 
Nutzungsrechtes vom Nutzungsberechtigten hergerichtet und angemessen instandgehalten werden. 
Verwelkte Blumen und Kränze sind von den Grabstätten zu entfernen und an den dafür vorgesehenen 
Plätzen abzulegen. Für die Anlage und Pflege der Grabstätten sind die jeweiligen Nutzungsberechtigten 
verantwortlich. 

§ 20 
Vernachlässigung 

(1) Wird eine Grabstätte nicht vorschriftsgemäß hergerichtet oder gepflegt, hat die 
nutzungsberechtigte Person nach schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung die Grabstätte 
innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Kommt Sie der Verpflichtung nicht nach, 
kann die Friedhofsverwaltung die Grabstätte auf Kosten der nutzungsberechtigten Person in Ordnung 
bringen oder bringen lassen. Ist die nutzungsberechtigte Person der Verpflichtung aus    Satz 1 nicht 
nachgekommen, kann die Friedhofsverwaltung auch das Nutzungsrecht ohne Entschädigung 
entziehen, soweit sie die nutzungsberechtigte Person schriftlich unter Fristsetzung hierauf 
hingewiesen hat. In dem Entziehungsbescheid wird die nutzungsberechtigte Person aufgefordert, das 
Grabmal und die anderen Anlagen innerhalb von drei Monate nach Unanfechtbarkeit des Bescheides 
zu entfernen. 

(2) Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu 
ermitteln, wird durch eine öffentliche Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur Herrichtung und 
Pflege hingewiesen. Außerdem wird die unbekannte nutzungsberechtigte Person durch ein 
Hinweisschild auf der Grabstätte aufgefordert, sich mit der Friedhofsverwaltung in Verbindung zu 
setzen. Bleibt die Aufforderung oder der Hinweis drei Monate unbeachtet, kann die 
Friedhofsverwaltung die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen und Grabmale und andere 
Anlagen beseitigen lassen. 
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(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Absatz 1 entsprechend. Wird die Aufforderung nicht 
befolgt oder ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand 
zu ermitteln, kann die Friedhofsverwaltung den Grabschmuck auf Kosten der nutzungsberechtigten 
Person entfernen oder entfernen lassen. 

(4) Der Nutzungsberechtigte darf gärtnerische Anlagen neben der Grabstätte nicht verändern. 

(5) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Wildkrautbekämpfungsmitteln sowie von biologisch 
nicht abbaubaren Reinigungsmitteln zur Grabpflege und Reinigung von Grabmalen und anderen 
Anlagen ist nicht gestattet. Kunststoffe dürfen in sämtlichen Produkten der Trauerfloristik, 
insbesondere in Kränzen, Trauergebinden, Trauergestecken, in Grabschmuck und bei 
Grabeinfassungen sowie bei Pflanzenanzuchtbehältern, die an den Pflanzen verbleiben, nicht 
verwendet werden. Ausgenommen sind Grabvasen und Markierungszeichen. Die Verwendung von 
Blechdosen, Gläser, Flaschen o. ä. für die Aufnahme von Schnittblumen ist nicht gestattet.  

VI. Grabmale und andere Anlagen 

§ 21 
Errichtung und Änderung von Grabmalen 

(1) Die Errichtung und jede Änderung von Grabmalen und anderen Anlagen sind in der 
Friedhofsverwaltung anzuzeigen mit der Erklärung, dass das Vorhaben der gültigen Friedhofsordnung 
und den Vorgaben des technischen Regelwerks entspricht. 

(2) Der Anzeige ist der Grabmalentwurf in einem geeigneten Maßstab beizufügen. In den 
Anzeigeunterlagen sollen alle wesentlichen Teile erkennbar, die Darstellung der Befestigungsmittel mit 
Bemaßung und Materialangaben sowie die Gründungstechnik mit Maßangaben und 
Materialbenennung in den Anzeigeunterlagen eingetragen sein. 

(3) Mit dem Vorhaben darf drei Monate nach Vorlage der vollständigen Anzeige begonnen werden, 
wenn seitens der Friedhofsverwaltung in dieser Zeit keine Bedenken wegen eines Verstoßes gegen die 
Friedhofsordnung oder das technische Regelwerk geltend gemacht werden. Vor Ablauf von drei 
Monaten darf begonnen werden, wenn die Friedhofsverwaltung schriftlich die Übereinstimmung mit 
der geltenden Friedhofsordnung und die Vollständigkeit der Anzeige der sicherheitsrelevanten Daten 
bestätigt. 

(4) Das Vorhaben ist erneut anzuzeigen, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage nach 
binnen eines Jahres nach Einreichen der Anzeige errichtet oder geändert worden ist. 

(5) Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen müssen verkehrssicher sein. Sie sind entsprechend 
ihrer Größe nach den allgemeinen Regeln der Baukunst zu fundamentieren und so zu befestigen, dass 
sie dauernd standsicher sind auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen. Maßgebendes 
Regelwerk zur Auslegung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen (TA Grabmal) der Deutschen 
Naturstein-Akademie e. V. (DENAK). Die TA Grabmal gilt für die Planung, Erstellung, Ausführung, die 
Abnahmeprüfung und jährliche Prüfung der Grabmalanlagen. 

(6) Für alle neu errichteten, versetzten und reparierten Grabmale hat der Steinmetz oder sonstige 
Dienstleistungserbringer (mit gleichwertiger Qualifikation in Befestigungstechnik, Planung, 
Berechnung und Ausführung von Gründungen) eine Abnahmeprüfung nach Abschnitt 4 der TA 
Grabmal vorzunehmen. Die gleichwertige Qualifikation i. S. v. Satz 1 ist zweifelfrei nachzuweisen. Der 
Prüfablauf ist nachvollziehbar zu dokumentieren. 

(7) Die nutzungsberechtigte Person oder eine von ihrer bevollmächtigten Person hat der 
Friedhofsverwaltung spätestens sechs Wochen nach Fertigstellung der Grabmalanlage die 
Dokumentation der Abnahmeprüfung und die Abnahmebescheinigung entsprechend den 
Anforderungen der TA Grabmal vorzulegen. 

(8) Fachlich geeignet i. S. v. § 6 Abs. 2 sind Dienstleistungserbringer, die aufgrund ihrer Ausbildung in 
der Lage sind, unter Beachtung der örtlichen Gegebenheiten des Friedhofes die 
Fundamentabmessungen zu berechnen. Die Dienstleistungserbringer müssen in der Lage sein, für die 
Befestigung der Grabmalteile das richtige Befestigungsmaterial auszuwählen, zu dimensionieren und 
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zu montieren. Ferner müssen sie die Standsicherheit von Grabmalanlagen beurteilen können und fähig 
sein, mit Hilfe von Messgeräten die Standsicherheit zu kontrollieren und zu dokumentieren. 
(9) Entspricht die Ausführung eines errichteten oder veränderten Grabmals und anderen Anlagen nicht 
den Anzeigeunterlagen und den Vorgaben der Friedhofsordnung, setzt die Friedhofsverwaltung der 
nutzungsberechtigten Person eine angemessene Frist zur Beseitigung oder Abänderung des Grabmals 
und anderer Anlagen. Nach ergebnislosem Ablauf der Frist kann die Friedhofsverwaltung die 
Abänderung oder Beseitigung auf Kosten der nutzungsberechtigten Person veranlassen. Bei nicht 
ordnungsgemäßer Gründung und Befestigung des Grabmals und anderer Anlagen gilt § 20 Abs. 4. 

§ 22 
Gestaltung und Standsicherheit von Grabmalen  

(1) Grabmale dürfen nicht so gestaltet werden, dass sie eine Verunstaltung des Friedhofes bewirken 
oder Friedhofsbesucher in ihrer Andacht stören können. Grabmale dürfen sich ferner in ihrer 
Gestaltung nicht gegen den christlichen Glauben richten. Im Übrigen gilt § 19 entsprechend. 
Werkstattbezeichnungen dürfen nur unten an der Seite oder Rückseite eines Grabmals in unauffälliger 
Weise angebracht werden. 

(2) Grabmale sind ihrer Größe entsprechend nach den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks 
zu gründen und so zu befestigen, dass sie dauerhalft standsicher sind und auch beim Öffnen 
benachbarter Gräber nicht umstürzen oder sich senken können. 

(3) Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen sind dauernd in gutem Zustand zu erhalten. Hierfür ist 
der Nutzungsberechtigte verantwortlich. 

(4) Der Nutzungsberechtigte hat insbesondere für die Standsicherheit zu sorgen und haftet für 
Schäden, die durch eine Verletzung dieser Pflicht entstehen. Die Standsicherheit der Grabmale wird 
entsprechend der Richtlinien von § 21 überprüft. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der 
Nutzungsberechtigte zur Abwendung der Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beachtet hat. 

(5) Mängel hat der Nutzungsberechtigte unverzüglich beseitigen zu lassen. Geschieht dies nicht, so 
kann die Friedhofsverwaltung die Anlage auf Kosten des Nutzungsberechtigten instand setzen oder 
beseitigen lassen. Wenn keine unmittelbare Gefahr besteht, erhält der Nutzungsberechtigte vorher 
eine Aufforderung. Ist er nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, wird die Aufforderung 
als Bekanntmachung veröffentlicht. Bei unmittelbarer Gefahr ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, 
ohne vorherige Aufforderung an den Nutzungsberechtigten das Grabmal umzulegen oder andere 
geeignete Maßnahmen durchzuführen. Der Nutzungsberechtigte erhält danach eine Aufforderung, die 
Grabstätte oder das Grabmal wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Geschieht dies 
nicht, so kann die Friedhofsverwaltung die notwendigen Arbeiten auf Kosten des 
Nutzungsberechtigten durchführen und das Grabmal entfernen lassen.  

§ 23 
Grabgewölbe 

(1) Grabgewölbe, Urnenkammern und Mausoleen dürfen nicht gebaut werden. Sind solche Anlagen 
bei Inkrafttreten dieser Ordnung vorhanden, so sind sie vom Nutzungsberechtigten in einem 
ordnungsgemäßen Zustand zu erhalten oder zu beseitigen. Im Übrigen gelten § 22 Abs. 3 und 4 
entsprechend. 

§ 24 
Grabmale mit Denkmalwert 

Grabmale mit Denkmalwert werden nach Möglichkeit von der Kirchengemeinde erhalten. 

§ 25  
Entfernung von Grabmalen 

(1) Grabmale dürfen während der Dauer des Nutzungsrechts an der Grabstätte nur mit Genehmigung 
des Kirchenvorstandes entfernt werden.  

(2) Nach Ablauf des Nutzungsrechts hat der bisherige Nutzungsberechtigte Grabmale, Einfassungen je 
Grabstelle und sonstige Anlagen auf seine Kosten zu entfernen und zu entsorgen. Die Lagerung auf 
dem Friedhofsgelände ist untersagt. Bei Grabstätten im Gemeinschaftsgrabfeld entfällt diese 
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Verpflichtung. Soweit es sich um Grabmale nach § 21 handelt, bedarf die Entfernung der Zustimmung 
des Friedhofsträgers. Kommt der bisherige Nutzungsberechtigte seiner Verpflichtung nicht innerhalb 
von drei Monaten Ablauf der Nutzungsrechtes an Wahlgräber nach, kann die Kirchengemeinde die 
Abräumung auf Kosten des bisherigen Berechtigten vornehmen oder veranlassen. Die hier 
entstandenen Kosten sind nach der Gebühr für eine Ersatzvornahme gemäß § 6 V Nr. 2 FGO zu 
begleichen. Ersatz für Grabmale und sonstige Anlagen ist von der Kirchengemeinde nicht zu leisten. 
Die Kirchengemeinde ist auch zur Aufbewahrung abgeräumter Grabmale und sonstiger Anlagen nicht 
verpflichtet. Die Verpflichtungen aus der vorstehenden Bestimmung erstrecken sich auch auf 
Inkrafttreten dieses Absatzes bei bereits vorhandenem Grabmal und sonstige Anlagen. 

VII. Benutzung der Leichenhalle und der Friedhofskapelle/Aussegnungshalle 

§ 26 
Leichenhalle /Leichenkammer 

(1) Die Leichenhalle/Leichenkammer dient zur Aufnahme von Leichen bis zur Bestattung.  

(2) Auf Wunsch der Angehörigen kann ein Sarg, sofern keine Bedenken bestehen, in der 
Leichenhalle/Leichenkammer von einem Beauftragten des Friedhofsträger geöffnet werden. Särge 
sollen spätestens eine halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier geschlossen werden. 

(3) Eine Sarg, in dem ein Verstorbener liegt, der im Zeitpunkt des Todes an einer nach dem 
Infektionsschutz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei dem der Verdacht einer solchen 
Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt bestanden hat, wird nach Möglichkeit in einem besonderen 
Raum aufgestellt. Der Sarg darf nur mit schriftlicher Genehmigung der unteren Gesundheitsbehörde 
geöffnet werden. 

§ 27 
Friedhofskapelle 

(1) Für die Trauerfeier steht die Friedhofskapelle/Aussegnungshalle zur Verfügung. 
(2) Die Trauerfeier muss der Würde des Ortes entsprechen. 
(3) Die Benutzung kann versagt werden, wenn der Verstorbene im Zeitpunkt des Todes an einer nach 
dem Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei ihm der Verdacht einer 
solchen Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt bestanden hat oder wenn Bedenken wegen des 
Zustandes der Leiche bestehen. 
 

VIII. Haftung und Gebühren 
§ 28 

Haftung 
Nutzungsberechtigte Personen haften für alle Schäden, die durch von ihnen oder in ihrem Auftrag 
errichtete Grabmale, und andere Anlagen entstehen. 

§ 29 
Gebühren 

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sind Gebühren nach der jeweils 
geltenden Friedhofsgebührenordnung zu entrichten. 

IX. Schlussvorschriften 
§ 30 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Ordnung tritt nach der kirchenaufsichtlichen Genehmigung am Tag nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft. 

(2) Gleichzeit tritt die Friedhofsordnung in der Fassung vom 06.02.2001 außer Kraft. 
 
Woquard, 04.05.2021 
 
Der Kirchenvorstand 
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Friedhofsgebührenordnung (FGO) 

§ 1 
Allgemeines 

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sowie für sonstige in § 6 aufgeführte 
Leistungen der Friedhofsverwaltung werden Gebühren nach dieser Gebührenordnung erhoben. 

§ 2 
Gebührenschuldner 

(1) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist 

1. wer die Bestattung oder sonstige gebührenpflichtige Leistung nach dieser Ordnung beantragt oder 
durch ihm zurechenbares Verhalten ausgelöst hat, 

2. wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben oder verlängert hat, 

3. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche Erklärung 
übernommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 

(2) Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühr ist 

1. wer die Verwaltungshandlung veranlasst oder in wessen Interesse sie vorgenommen wird, 

2. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche Erklärung 
übernommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 

(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

§ 3 
Entstehen der Gebührenschuld 

(1) Bei Grabnutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld bereits mit der Begründung des 
Nutzungsrechtes für die gesamte Nutzungsdauer der Grabstätte oder bereits mit der Verlängerung des 
Nutzungsrechtes für den Zeitraum der gesamten Verlängerung der Grabstätte. 

(2) Bei sonstigen Benutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Inanspruchnahme der 
jeweiligen gebührenpflichtigen Leistung. 

(3) Bei Verwaltungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Vornahme der 
Verwaltungshandlung. 

§ 4 
Festsetzung und Fälligkeit 

(1) Die Heranziehung zu Gebühren erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Die Gebühren sind innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 

(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Benutzung des Friedhofes untersagen und Leistungen 
verweigern, sofern ausstehende Gebühren nicht entrichtet worden sind oder eine entsprechende 
Sicherheit nicht geleistet ist. 

(3) Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. 

§ 5 

Säumniszuschläge, Kosten, Einziehung rückständiger Gebühren 

(1) Werden Gebühren nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages entrichtet, so ist für jeden 
angefangenen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 % des abgerundeten rückständigen 
Gebührenbetrages zu entrichten; abzurunden ist auf den nächsten durch 50 Euro teilbaren Betrag. 

(2) Für schriftliche Mahnungen sind die entstandenen Portokosten durch den Gebührenschuldner oder 
die Gebührenschuldnerin zu erstatten. 
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(3) Rückständige Gebühren, Säumniszuschläge sowie Kosten nach Absatz 2 werden im 
Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. Die Kosten der Vollstreckung hat der 
Vollstreckungsschuldner oder die Vollstreckungsschuldnerin zu tragen. 

§ 6 
Gebührentarif 

I. Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten: 

1. Wahlgrabstätte 

       a) für 30 Jahre - je Grabstelle -:                                330,00 € 

       b) für jedes Jahr der Verlängerung - je Grabstelle-:               11,00 € 

2. Wahlgrabstätte im Gemeinschaftsgrabfeld (inkl. FUG und Pflegepauschale) 

       a) für 30 Jahre - je Grabstelle -:                            1875,00 € 

       b) für jedes Jahr der Verlängerung - je Grabstelle-:               62,50 € 

       c) zzgl. Grabplatte - je Grabstelle                   75,00 € 

3.   Urnenwahlgrabstätte 

       a) für 30 Jahre - je Grabstelle -:                                230,00 € 

       b) für jedes Jahr der Verlängerung - je Grabstelle-:                 7,67 € 

4. Urnenwahlgrabstätten im Gemeinschaftsgrabfeld (inkl. FUG und Pflegepauschale) 

       a) für 30 Jahre - je Grabstelle -:              1325,00 € 

       b) für jedes Jahr der Verlängerung - je Grabstelle-:               44,17 € 

       c) zzgl. Grabplatte - je Grabstelle-:                 75,00 € 

5. Zusätzliche Bestattung einer Urne in einer bereits belegten Wahl- oder Urnenwahl- 

 grabstätte gemäß § 11 Abs. 6 der Friedhofsordnung: 

     -eine Gebühr gemäß Nummer 6 zur Anpassung an die neue Ruhezeit 

6. Für jedes Jahr des Wiedererwerbs oder der Verlängerung von Nutzungsrechten (gem. § 12 Abs. 2   
      Friedhofsordnung) ist für jedes Jahr, um das das Nutzungsrecht verlängert wird, 1/30    
      der Gebühren nach Nummern 1, 2, 3 und 4 zu entrichten. 

     Wiedererwerbe und Verlängerungen von Nutzungsrechten sind nur in vollen Kalenderjahren    
     möglich. 

    Die Gebühr für den Erwerb, Wiedererwerb und die Verlängerung des Nutzungsrechtes wird für die     
    gesamte Nutzungszeit im Voraus erhoben. 

II. Gebühren für die Bestattung: 

1. Das Ausheben und Verfüllen der Gruft ist privatrechtlich geregelt.                        entfällt 

2. Kranzabfuhr je Grabstelle                              entfällt 

III. Friedhofsunterhaltungsgebühr  

Pro Grabstelle – je Jahr                  21,50 € 

IV. Gebühr für die Benutzung der Leichenkammer: 

1. Gebühr für die Benutzung der Leichenkammer                 145,00 € 
V. Sonstige Gebühren 
1. Ausgleichsgebühr für Pflegeaufwendungen:  
a) Wahlgrabstätten im Gemeinschaftsgrabfeld             30,00 € 
b) Urnenwahlgrabstätten im Gemeinschaftsgrabfeld            15,00 € 
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2. Abräumgebühr je Grabstelle (Ersatzvornahme § 25 II FO)         150,00 € 

§ 7 

Leistungen, für die kein Gebührentarif vorgesehen ist, werden von der Friedhofsverwaltung nach dem 
jeweiligen Aufwand berechnet. 

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

(1) Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer Genehmigung am Tage nach der öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft. 

 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung tritt die Friedhofsgebührenordnung in der 
Fassung vom 17.12.2008 außer Kraft. 
 
Woquard, 04.05.2021 
 
Der Kirchenvorstand 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Herausgeber: Landkreis Aurich, Fischteichweg 7 – 13, 26603 Aurich 
Bezugspreis: Jährlich 150,- € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 
Einzelexemplar: 3,00 € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 
Redaktionsschluss jeweils Mittwoch, 13.00 Uhr für den Erscheinungstag Freitag der Woche. 
Manuskripte für die Bekanntmachung sind an das Kreistagsbüro des Landkreises Aurich, Fischteichweg 
7 – 13, 26603 Aurich, Telefon (04941)16 1014 zu senden.  
Laufender Bezug des Amtsblattes nur durch den Landkreis Aurich. 


